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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.05.2013 

Geschäftszahl 

2011/05/0139 

Rechtssatz 

Das Vorbringen, dass sich der Titelbescheid auf rechtswidrige oder nichtige Rechtsvorschriften gestützt habe, 
führt nicht zum Erfolg, und zwar schon deshalb, weil die behaupteten Mängel der den Titelbescheid tragenden 
generellen Rechtsvorschriften gegebenenfalls bereits bei dessen Erlassung vorgelegen wären. Es wäre also auch 
beim Zutreffen des Beschwerdevorbringens nicht so, dass erst nach der Erlassung des Titelbescheides durch 
diese Mängel eine Rechtslage eingetreten wäre (z.B. Fehlen des Wr KlGG 1996 bzw. des 
Flächenwidmungsplanes), die die Baulichkeit rechtmäßig (etwa auch bewilligungsfrei) und dadurch eine 
Vollstreckung unzulässig gemacht hätte. 


